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1 Einleitung 

Herr Prof. Dr. Seer begrüßt die Teilnehmer des 139. Bochumer Steuerseminars und erläutert, 

dass er im folgenden Vortrag die Modernisierung des Besteuerungsverfahrens durch den Geset-

zesentwurf der Bundesregierung vom 18.12.20152 vorstellen und kritisch analysieren werde. Im 

Anschluss daran werde er die nach seiner Ansicht reformbedürftige Aspekte des Besteuerungs-

verfahrens aufzeigen, die er für eine umfassende AO-Reform in dem Gesetzesentwurf vermisse 

und Verbesserungsvorschläge benennen. Abschließend werde er zu dem Gesetzesentwurf ein 

Fazit ziehen.  

2 Veröffentlichung 

Prof. Seer hatte 2015 in der Zeitschrift „Steuer und Wirtschaft“3 einen Beitrag mit dem Titel 

„Modernisierung des Besteuerungsverfahrens – Gedanken zum Referentenentwurf zur Moderni-

sierung des Besteuerungsverfahrens“ veröffentlicht. Der Beitrag nimmt Bezug auf den Referen-

tenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen mit dem Stand vom 26.8.2015.  

 

                                                 

 
2 BR-Dr. 631/15. 
3 Seer, Steuer und Wirtschaft 2015, S. 315-330. 
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a. Gesetzgebungsverfahren für das Modernisierungsgesetz 

Dem Referentenentwurf vom 26.8.2015 folgten ein Beschluss der Bundesregierung vom 

9.12.2015 und der inhaltsgleiche Gesetzesentwurf der Bundesregierung vom 18.12.2015. Prof. 

Seer erläutert, dass eine erste Beratung im Bundesrat am 29.1.2016 mit einer Stellungnahme des 

Bundesrats stattgefunden habe. Anschließend folgte eine erste Lesung am 25.2.2016 im Bundes-

tag. Beratungen im Finanzausschuss des Bundestags seien zwischen dem 16.3-11.5.2016 ange-

setzt. Des Weiteren sollen am 13.5.2016 die zweite und dritte Lesung im Bundestag erfolgen. 

Am 2.6.2016 und 17.6.2016 sollen die Beratungen im Finanzausschuss des Bundesrats stattfin-

den. Die Verkündung im Bundesgesetzblatt I und das Inkrafttreten des Gesetzes seien für den 

1.1.2017 angesetzt. Prof. Seer bezeichnet den geplanten Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens 

für das Modernisierungsgesetz als ambitioniert, jedoch nicht als unrealistisch.  

 

b. Stand des Besteuerungsverfahrens 

Bevor Prof. Seer näher auf den Inhalt des Gesetzesentwurfs eingeht, zeigt er den jetzigen Stand 

des Besteuerungsverfahrens auf. Seit einiger Zeit vollziehe sich schon ein Paradigmenwechsel 

im Besteuerungsverfahren: Dieser erfolge weg von der „einzelfallorientierten hoheitlichen Be-

steuerung, ausgerichtet am Bild eines Untersuchungsbeamten“, hin zu einem „selbstregulieren-

den Steuervollzug aus der Mitte der Gesellschaft“, der aber durch eine „Verifikationsverwal-

tung“ kontrolliert werde. Seines Erachtens werde durch das Modernisierungsgesetz dieser schon 

stattfindende Prozess noch verstärkt. Von einer in sich geschlossenen Kodifikation könne dabei 

jedoch nicht gesprochen werden. Vielmehr würden durch nach dem Gesetzesentwurf nur be-

stimmte Punkte in der AO geändert werden. Die Darstellung dieser Punkte im Vortrag durch 

Prof. Seer entsprach im Wesentlichen dem zitierten Beitrag, der in „Steuer und Wirtschaft“ er-

schienen ist, sodass dieser im Folgenden abgedruckt ist: 
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3 Diskussion 

Im Rahmen des Vortrags vertieft Prof. Seer aufgrund von Nachfragen und Anregungen seitens 

der Seminarteilnehmer seine Ausführungen zu den Einfügungen der §§ 150 Abs. 7, 175b Abs. 1 

AO und der Einfügung des neuen § 149 Abs. 4 AO. 

a. Einfügung des § 150 Abs. 7 AO 

Prof. Seer erläutert, dass die Einfügung des qualifizierten Freitextfeldes durch § 150 Abs. 7 AO 

dazu diene, dass der Steuerpflichtige seine eigene Auffassung vertreten könne. Um keine Steu-

erhinterziehung zu begehen, müsse er diese aber auch durch Schreiben einer eigenen Anlage 

deutlich machen, was durch das Freitextfeld ermöglicht werde. Es stelle eine Alternative dazu 

dar, dass steuerpflichtige Bürger die Meinung der Finanzverwaltung übernehmen müssten und 

erst im zweiten Schritt Einspruch gegen den Steuerbescheid einlegen könnten. Durch Eintra-

gung des Freitextfeldes sei angedacht, dass der Steuerpflichtige sogar die manuelle Bearbeitung 

durch die Finanzbeamten selbst steuere. Auf die Nachfrage eines Seminarteilnehmers, ob von 

der manuellen Überprüfung nur punktuell der Gegenstand im Freitextfeld erfasst sei, führt Prof. 

Seer aus, dass er der Ansicht sei, dass sich diese primär auf den Gegenstand im Freitextfeld be-

ziehe. Der Bearbeiter sei aber nicht gehindert, den Fall auch weitergehend zu prüfen. Er sehe 

auch keinen rechtlichen Grund dafür, die Prüfung zu begrenzen.  

Ein weiterer Seminarteilnehmer richtet an Prof. Seer die Frage, was durch die Einfügung eines 

solchen Freitextfeldes von den nicht steuerberatenen Bürgern abverlangt werde. Prof. Seer ver-

steht die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs dahingehend, dass der Bürger bei für ihn er-

kennbarem Abweichen von der Auffassung der Finanzverwaltung, die für die Entscheidung der 

Finanzverwaltung entscheidungserheblich sei, das Abweichen kenntlich mache, damit die Fi-

nanzverwaltung überhaupt einen Prüfungsvorgang vornehmen könne. 

b. Einfügung des § 175b AO 

Prof. Seer führt aus, dass die durch den Gesetzesentwurf vorgesehene Einfügung des § 175b AO 

der Mitteilung von Daten durch Dritte einen grundlagenähnlichen Charakter verleihe. Es sei 

jedoch kein echter Grundlagenbescheid im Sinne des § 175 Abs. 1 Nr.1 AO. An sich entspreche 

die Regelung des § 175b Abs. 1 AO der Grundlagenbescheidsfolgekorrektur nach § 175 Abs. 1 

Nr. 1 AO: Nach Erhalt der Mitteilung, die zwar kein Grundlagenbescheid sei, solle der Steuer-

bescheid geändert werden. Dies erinnere ihn auch an den § 35b GewStG. Daher sieht Prof. Seer 

Schwierigkeiten in der dogmatischen Zuordnung dieser Regelung. 
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aa) Auslegung des § 175b Abs. 1 AO 

Prof. Seer versteht die Regelung des § 175b Abs. 1 AO dahingehend, dass der Steuerbescheid 

zu ändern sei, wenn damit auch die Steuerfestsetzung materiell falsch sei. Im Gegensatz zu der 

Regelung nach § 175 Abs. 1 Nr. 1 AO, wo das Finanzamt den Grundlagenbescheid umzusetzen 

habe, da es einem „Umsetzungszwang“ unterliege, auch wenn die Feststellung im Grundlagen-

bescheid falsch sei, bleibe es hier hingegen bei der Prüfung, ob die Mitteilung materiell richtig 

sei. Von Seiten der Seminarteilnehmer wird der Wortlaut des § 175b Abs. 1 AO, der auf die 

„übermittelten Daten“ abstelle, dahingehend hinterfragt, ob nicht nur der Fall gemeint sei, dass 

die Finanzbehörde die übermittelten Daten nicht richtig in dem Steuerbescheid abgebildet habe 

und es keine Rolle spiele, ob die Daten an sich richtig oder falsch seien. Prof. Seer verneint dies 

und führt als Beispiel den Fall an, dass ein Steuerpflichtiger in eine vollautomatische Steuerer-

klärung die von ihm angenommenen Krankenversicherungsbeiträge eingetragen habe. Diese 

sollen richtig sein. Wenn jedoch der Krankenversicherer im Folgenden einen davon abweichen-

den Datensatz mit falschen Beiträgen übermittele, dann sei § 175b Abs. 1 AO nicht ein Anlass 

zur vollautomatischen Folgekorrektur, sondern die Finanzbehörde sei sehr wohl zur Prüfung der 

materiellen Richtigkeit gezwungen. Ansonsten sei der Steuerpflichtige in gewisser Weise 

rechtsschutzlos gestellt, da anders als bei einem Grundlagenbescheid, gegen den er Einspruch 

oder eine Klage erheben, d.h. Rechtsschutz erwirken könne, das Rechtsbehelfsverfahren gegen-

über privaten Organisationen wie dem Versicherer nicht sichergestellt sei. Dies spreche für seine 

Sicht bei der Auslegung des § 175b Abs. 1 AO. Auch in den Gründen der Bundesrats-

Drucksache4 stehe: „Dies enthebt die Finanzbehörde nicht von der Überprüfung.“ Er stimme 

jedoch zu, dass der Wortlaut problematisch sei, da er eher zu einem Grundlagenbescheid passe. 

Ob diese Formulierung glücklich gewählt sei, sei nach Prof. Seer eines der Probleme, die im 

Finanzausschuss noch einmal besprochen werden sollten.  

 

bb)  Auslegungsalternative zu § 175b Abs. 1 AO 

Aufgrund einer weiteren Nachfrage zu der von Prof. Seer vorgenommenen Auslegung stellt 

dieser klar, dass der Steuerpflichtige mangels Vorliegen einer Präklusion nicht rechtsschutzlos 

gestellt sei. Da es eben keinen Grundlagenverwaltungsakt gebe, gegen den sich der Steuerpflich-

tige hätte wenden müssen, wären § 351 Abs. 2 AO und die entsprechenden Vorschriften der 

FGO nicht anwendbar. Es sei jedoch schon eine gewisse Beeinträchtigung des Rechtsschutzes, 

                                                 

 
4 S. BR-Dr. 631/15. 
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wenn der Steuerpflichtige zum Einspruchsverfahren gezwungen werde, wenn die materielle 

Richtigkeit von Amts wegen bei Divergenz zu überprüfen gewesen wäre. Jedoch könnte § 175b 

Abs. 1 AO auch so auszulegen sein, dass erst der gesamte Vorgang vollautomatisiert sein soll 

und der Steuerpflichtige sich im Anschluss „wehren“ solle. Mit dieser Auslegungsalternative sei 

er jedoch nicht wirklich zufrieden. Ein weiterer Seminarteilnehmer führt an, dass er sich auf-

grund seines Staatsverständnisses nicht vorstellen könne, dass ein privates Unternehmen die 

Finanzverwaltung binden könne, was für die von Prof. Seer vertretene Auslegung spreche. Dem 

stimmt Prof. Seer zu, da gegen eine solche Bindung der Finanzverwaltung durch ein privates 

Unternehmen spreche, dass die Mitteilung nach der Begründung des Gesetzesentwurfs eben 

kein Grundlagenbescheid sein solle. Vor allem könne von der Finanzverwaltung bei einer Di-

vergenz nicht verlangt werden, sehenden Auges keine Prüfung anzustellen.  

 

cc) Zusammenfassung 

Zusammenfassend hält Prof. Seer fest, dass aus der Bundesrats-Drucksache widersprüchliche 

Signale kämen: Zum einen enthebe die Regelung des § 175b Abs. 1 AO die Finanzbehörde nicht 

von der Prüfung, andererseits könnte sie auch so zu verstehen sein, dass abweichende Verhält-

nisse von dem Steuerpflichtigen erst im Einspruchsverfahren berücksichtigt werden könnten. 

Letzteres würde ihn mit der zuvor genannten Begründung nicht zufrieden stellen. Ein Seminar-

teilnehmer führt zur Bekräftigung der Ansicht von Prof. Seer an, dass nur ein ganz geringer An-

teil der nicht steuerlich beratenen Steuerpflichtigen überhaupt erkennen könne, dass eine falsche 

Datenübermittlung erfolgt sei, was eine faktische Rechtsschutzlosigkeit darstelle. 

 

c. Einfügung des § 149 Abs. 4 AO 

Prof. Seer erläutert, dass die Vorabanforderungen von Steuererklärungen erhalten geblieben 

seien. Es würden jedoch durch die Einfügung des § 149 Abs. 4 AO Fallgruppen genannt, da die 

Vorabanforderungen strukturiert und willkürfrei geschehen müssen. Prof. Seer stört sich an der 

in § 149 Abs. 4 lit. d AO vorgesehenen Schwelle in Höhe von 10.000 Euro. Diese sei zwar für 

einen kleinen Handwerksmeister eine hohe Summe, für einen Konzern sei es hingegen eine 

„Punktlandung“. Daher passe diese festgelegte Schwelle nicht. Aufgrund der Formulierung 

„kann anordnen“ und dem dadurch vorgesehenen Ermessen würde Prof. Seer die Summe als 

eine Mindestschwelle ansehen. Ein Seminarteilnehmer ergänzt, dass die Summe in Höhe von 

10.000 Euro aus der Rechtsprechung entnommen sei. Diesen störe wiederum die Koppelung der 

Vorabanforderungen an die Vorauszahlungen nach § 149 Abs. 4 lit. c AO, da das Vorauszah-



Bochumer Steuerseminar   23 

 

 

lungsverfahren ein eigenständiges Verfahren sei. Prof. Seer entgegnet daraufhin, dass der Steu-

erpflichtige eine Mitverantwortung dafür trage, dass die Vorauszahlungen richtig seien. Seiner 

Meinung nach bestehe daher eine Verbindung. Auch bewirke diese Vorschrift lediglich, dass die 

sowieso abzugebende Steuererklärung angefordert werde und daraufhin habe der Steuerpflichti-

ge eine dreimonatige Frist um die Steuererklärung zu erstellen. Er sehe eine innere Berechtigung 

dafür, dass bei einem Steuerpflichtigen, der zu geringe Vorauszahlungen „abgenickt“ habe, die 

Steuererklärung eher angefordert werde. Aufgrund der besseren Vorhersehbarkeit im Sinne ei-

ner besseren Kalkulationsmöglichkeit stelle § 149 Abs. 4 lit. c AO für den Steuerpflichtigen 

letztlich jedoch eine Verbesserung dar. 

Auf Nachfrage eines weiteren Seminarteilnehmers hebt Prof. Seer hervor, dass § 149 Abs. 4 

lit. b AO eine Erweiterung des § 149 Abs. 4 lit. d AO auf das vorvorrangegangene Jahr sei. 

4 Fazit 

Zum Ende des Vortrags hält Prof. Seer fest, dass trotz des Modernisierungsgesetzes noch viel zu 

„tun“ bleibe. Dieser Gesetzesentwurf sehe keine AO-Reform aus einem Guss vor. Das Moderni-

sierungsgesetz habe auch gar nicht diesen Anspruch, da es keine Kodifikationsidee sei. Der Ge-

setzesentwurf zum Modernisierungsgesetz „drehe“ lediglich an ein paar „Schrauben“. 

5 Schluss 

Prof. Seer bedankt sich bei den Teilnehmern des Seminars für das zahlreiche Erscheinen und 

lädt zum 140. Bochumer Steuerseminar am Freitag, dem 4. März 2016 mit anschließender Mit-

gliederversammlung ein. Hierbei werden Herr Dipl. Finanzwirt Andreas Wähnert und Herr 

Hermann Pump (Richter am Finanzgericht a.D.) zu dem Thema „Problemfragen der Schätzung 

nach § 162 AO“ referieren. 

 


